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Rede von Dr. Wolfgang Gerhardt, MdB, Vorsitzender der FDP-Bundestagsfraktion, beim Dreikönigstreffen der FDP am 06. Januar 2003 in Stuttgart

FREIHEIT BRAUCHT MUT

Vor genau zwanzig Jahren habe ich als gerade gewählter hessischer Landesvorsitzender zum ersten Mal an einem Dreikönigstreffen teilgenommen. Die sozial-liberale Regierungskoalition war gescheitert, die FDP hatte im Herbst 1982 mit der CDU/CSU eine neue christlich-liberale Regierungskoalition gebildet. Es schien lange Zeit höchst fraglich, ob die für März 1983 angesetzten Neuwahlen für uns gut ausgehen würden.

In diesem Wahlkampf warb die FDP mit dem Slogan: Freiheit braucht Mut.

Am Wahltag 1983 behauptete sich die FDP mit einem stabilen Wahlergebnis. 

Eine mutige FDP mit einer klaren Innovationsbotschaft für Deutschland ist auch heute nötiger denn je.

Es geht eben nicht mehr weiter mit runden Tischen, die sich nicht den Zukunftsaufgaben stellen wollen. Langsam aber unaufhörlich brechen die, die sich mit dem Status quo arrangieren wollen, auf immer dünner werdendem Eis politisch ein. Mehr und mehr derer, die bisher erklärt haben, wir, die FDP müßten unsere Position revidieren, müssen jetzt auf unsere Positionen zugehen. 

Der Arbeitsmarkt in Deutschland leidet nicht ausschließlich unter konjunkturellen, sondern vor allem unter strukturellen Problemen. Er wird einheitlich und kollektiv verwaltet und unter enormen Kräfteverlusten nahezu stranguliert. Flächentarifverträge und Betriebsverfassungsgesetzgebung zeigen eine Politik, die die Menschen eher an der Erledigung der eigenen Angelegenheiten hindert. Das mit hohen Erwartungen öffentlich versehene Hartz-Konzept ist zu einer reinen Drehtür für Arbeitslose geworden. Der Erzeuger weigert sich neuerdings, überhaupt die Vaterschaft anzuerkennen.

Die Sozialversicherungssysteme stehen vor einer Zerreißprobe. Die soziale Sicherung ist eine Sondersteuer auf Arbeit geworden. Diese Systeme sind zu einer Barriere gegen die größte soziale Sicherheit geworden: gegen Arbeitsplätze.

Es muß ein Ende haben mit einer Sozialpolitik, die Arbeitslosigkeit lediglich sozial begleitet. Die Kennziffer der sozialen Kompetenz einer Gesellschaft ist nicht die Höhe des Arbeitslosengeldes, sondern die Zahl der Arbeitsplätze.

Höhere Lebenserwartung, späterer Berufseintritt und früheres Ausscheiden aus dem Beruf und eine halbherzige Rentenreform passen nicht zusammen. Nirgendwo sonst wird die Wahrheit andauernd so stark verdrängt und die Generationengerechtigkeit mit Füßen getreten.

Seit zwei Jahrzehnten ist versucht worden, die Probleme der gesetzlichen Krankenversicherung durch Kostendämpfungsgesetze zu kurieren. Die Gestaltungsmöglichkeiten der Kassen werden wieder verengt, die Transparenz für Patienten geschwächt und die Therapiefreiheit der Ärzte eingeengt.

Hinter vorgehaltener Hand weiß doch jeder, daß dem Daseinsvorsorgestaat die Puste ausgegangen ist. Die ungebremste und auch ungezügelte Überführung individueller Lebensvorsorge in das steuer- und beitragsfinanzierte Kollektiv ist so nicht mehr finanzierbar. 

Rot-Grün hat aber keine Kraft, die staatlichen Aufgaben wirklich zurückzuführen, die sozialen Sicherungssysteme zu reformieren, die Bildungspolitik nach vorne zu bringen. Die Ökosteuer steigt, die Rentenversicherungsbeiträge steigen, Beitragserhöhungen bei den Krankenkassen stehen bevor. Für das produzierende Gewerbe wird der Energieverbrauch teurer, die Anhebung des Steuersatzes für Erdgas kommt, die Eigenheimzulage wird reduziert, eine Mehrwertsteuererhöhung ist noch lange nicht aus der Welt.

Fazit: Die Bürger bezahlen mehr, der Staat spart nichts, die Arbeitslosigkeit geht nicht zurück. Die Neuverschuldung steigt, und durch die Vernachlässigung der Euro-Stabilitätskriterien wird unsere Währung geschwächt. Deutschlands Tradition in Geldwertstabilität wird beendet. Deutschlands Ruf wird beschädigt.

In Deutschland ist, vor allem von den sogenannten Volksparteien, ein Politikstil der Konsensdemokratie über Jahrzehnte eingeübt worden, der für die Verteilung von Zuwächsen geeignet war. Es ist aber kein hinreichender Politikstil zur vorgreiflichen Bewältigung von Zukunftsaufgaben entwickelt worden. 

Diese Politik hat zu viele Menschen dazu gebracht, die Wahrnehmung ihrer Interessen an kollektive Systeme abzugeben. Damit erleben sie Probleme nicht mehr in allererster Linie als solche, die auch von ihnen selbst ein Stück zu lösen sind. Sie empfinden es als selbstverständlich und gerecht, daß die Folgen eigenen Tuns solidarisch abgewälzt werden. Verantwortlich sind anscheinend immer die Anderen. Dazu gehört auch, daß ich niemanden mehr treffe, der Rot-Grün gewählt haben will.

Menschen verzweifeln oft an der Politik. Sie erwarten allerdings auch oft von der Politik nahezu alles und von sich selbst nur sehr wenig.

Die Flucht aus der Selbstverantwortung, der Verlust an Beweglichkeit, die Überforderung des Staates und ein kurzatmiges Denken, das alle Konsequenzen und Nachwirkungen ausblendet, das sind die mentalen Irrwege, mit denen wir es in Gesellschaft und Politik zu tun haben. 

Orientierung statt Gängelung, weg vom Vollkaskostaat, Eigenverantwortung statt Anspruchsdenken, Differenzierung vor Vereinheitlichung, Vielfalt statt Einfalt, Toleranz statt Engstirnigkeit, Leistung statt Verweigerung, Verantwortung statt Rückzug, Fairneß im Wettbewerb, Generationengerechtigkeit in den sozialen Sicherungssystemen und Chancengleichheit, internationale Orientierung statt Abschottung, das sind Zeichen der Qualität einer freiheitlichen Gesellschaft. Um die geht es, das ist die Botschaft der FDP. 

Die FDP steht damit nicht in der Ecke der Betreuer und Bevormünder. Die FDP wendet sich an alle, die mehr freie Entfaltung für sich und andere wollen. Für sie besteht die Zukunft aus Chancen und nicht nur aus Risiken. Für sie bedeutet Vielfalt Reichtum und nicht Bedrohung. Sie wendet sich vor allem an die, die nicht fürchten, daß Freiheit anderen mehr nützt, als ihnen selbst. Das Beste, was dieses Land aufzuweisen hat, ist seine freiheitliche Verfassung. Ihre Stärke kommt aus dem Geist und der Tradition des Liberalismus. Darin liegt auch die Kraft zur Erneuerung.

Die FDP vertritt in der Qualität ihrer politischen Ziele - marktwirtschaftliche Kompetenz, Bürgerrecht auf Bildung, internationale Orientierung, Generationengerechtigkeit in den sozialen Sicherungssystemen und Gesellschaft freier Bürger - eine überzeugende, eigenständige politische Position. Sie ist klarer und profilierter als die "Additionsparteien" oder sogenannte Volksparteien. Sie ist auf der Höhe der Zeit, sie ist unabhängig. Sie muß Koalitionsaussagen nicht machen müssen. Sie kann Koalitionsaussagen machen, um Wählerinnen und Wähler zu informieren, wenn sie das für richtig hält. Koalitionsaussagen sind nicht mehr und nicht weniger als Informationen. Sie beeinträchtigen weder die eigene Unabhängigkeit, noch sind es Fragen eigener Identität.

WAS IST ZU TUN ?

Es ist unumgänglich, den Großteil unserer politisch-gesellschaftlichen Systeme und Strukturen – darunter die sozialen, die fiskalischen und auch die föderalen - von Grund auf zu renovieren und auf die neuen Realitäten umzustellen. Die Dringlichkeitsliste reicht von der Fortführung der Steuerreform über die Erneuerung des Alterssicherungs- und Gesundheitssystems und der Bildungseinrichtungen bis zur Wiederbelebung eines wettbewerblichen Föderalismus.

Die Modernisierungsrhetorik des Bundeskanzlers ist unglaubwürdig. Die Betonkopffraktion in der SPD ist zu groß. Die CDU ist zu unbeweglich. Die Grünen sind zu einer Filiale der SPD geworden. Wir, die FDP müssen vorangehen. Freiheit braucht Mut.

Am 6. September 1946 – gut ein Jahr nach Ende des 2. Weltkrieges – hielt der damalige amerikanische Außenminister James F. Byrnes hier in Stuttgart eine bemerkenswerte Rede. Sie signalisierte einen Wendepunkt der Politik der Siegermacht USA gegenüber Deutschland. Byrnes sagte damals wörtlich: 

„Die Vereinigten Staaten können Deutschland die Leiden nicht abnehmen, die ihm der von seinen Führern angefangene Krieg zugefügt hat. Aber die Vereinigten Staaten haben nicht den Wunsch, diese Leiden zu vermehren oder dem deutschen Volk die Gelegenheit zu verweigern, sich aus diesen Nöten herauszuarbeiten, solange es menschliche Freiheit achtet und vom Wege des Friedens nicht abweicht.

Das amerikanische Volk wünscht, dem deutschen Volk die Regierung Deutschlands zurückzugeben. Das amerikanische Volk will dem deutschen Volk helfen, seinen Weg zurückzufinden zu einem ehrenvollen Platz unter den freien und friedliebenden Nationen der Welt.“

„Die Freiheit, an die die Amerikaner glauben und für die sie kämpfen, ist eine Freiheit, an der alle teilhaben sollen, die gewillt sind, die Freiheit anderer zu achten.“

Der Vater des gegenwärtigen amerikanischen Präsidenten sprach sich 1989 nach dem Fall der Mauer spontan für die Vereinigung Deutschlands aus, lange vor Margret Thatcher und Francois Mitterrand, im Übrigen auch deutlich vor Gerhard Schröder, vor Hans Eichel und vor Joschka Fischer.

Der Bundeskanzler, Herta Däubler-Gmelin und Herr Stiegler müssen im Geschichtsunterricht geschlafen haben. Sonst hätten sie nicht derart fahrlässig im Wahlkampf hantiert und billigen uninformierten und mit Vorurteilen behafteten Antiamerikanismus bewußt in Kauf genommen.

Eine Irak-Intervention ohne strikte Bindung an das Völkerrecht, d. h. ohne Billigung durch den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ist für die FDP nicht akzeptabel. Wir waren und sind aber nicht derart skrupellos bereit, uns transatlantisch im Ton zu vergreifen und die deutsche Öffentlichkeit über die Wirklichkeit und die tatsächlichen Abläufe im Unklaren zu lassen, wie dies der deutsche Bundeskanzler schon monatelang tut.

Deutschland wird keine Soldaten in den Irak entsenden. Die Bundeswehr ist an der Grenze ihrer Möglichkeiten angekommen. Aber Deutschland wird natürlich entgegen den Wahlkampfaussagen des deutschen Bundeskanzlers Überflugrechte gewähren, Logistik zur Verfügung stellen, die Piloten in den Awacs-Flugzeugen und die Spürpanzer in Kuwait belassen zum Schutz der Bevölkerung im einen wie im anderen Fall, wie es jetzt bei Rot-Grün heißt. Dazu werden sogar möglicherweise die noch in Deutschland stationierten Besatzungen für die Fuchs-Spürpanzer nach Kuwait geflogen werden müssen.

Bundesaußenminister Fischer hat das schon in der Zeit des Wahlkampfes gewußt. In voller Klarheit hat er in einem Interview allerdings vorsorglich zunächst einmal mit einer ausländischen Zeitung schon wenige Tage nach der Wahl zu der Frage nach dem deutschen Weg gesagt: „Forget it“ und sinngemäß ergänzt er, er wisse, daß er für den einen Tag des süßen Sieges noch bitter bezahlen werde. Jetzt, wo es wirklich ernst werden könnte, sagt der Außenminister auf die Frage, ob Deutschland im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen gegen einen Irak-Krieg stimmen werde: „Das kann niemand vorhersagen, da keiner weiß, wie und unter welchen Begleitumständen der Sicherheitsrat sich hiermit befassen wird.“ Selten hat ein deutscher Außenminister so geeiert.

Ich sage das hier und heute am Dreikönigstreffen in Stuttgart mit allem Nachdruck: Noch nie haben ein Bundeskanzler und ein Außenminister Wählerinnen und Wähler derart getäuscht, wie Schröder und Fischer das getan haben.

In der Geschichte deutscher Bundeskanzler, von Konrad Adenauer über Ludwig Erhard, Kurt Georg Kiesinger, Willy Brandt, Helmut Schmidt und Helmut Kohl ist Gerhard Schröder der bei weitem prinzipienärmste, den Deutschland je hatte.

Die europäische Einbettung, das transatlantische Bündnis sind für die FDP unverzichtbare internationale Standbeine.

Europa und Amerika sind eine Wertegemeinschaft. Sie haben mehr gemeinsame Interessen als jeder allein mit irgendeinem Partner in der Welt. Sie sind mit Abstand die wichtigsten Akteure in der Weltwirtschaft und im Weltwährungssystem. Sie sind durch die weltweit wichtigsten Handels- und Investitionsströme verbunden. Beide Wirtschaftsregionen produzieren ca.40 Prozent des Weltsozialproduktes. 

Im Zeichen von Globalisierung nicht nur von Handel und Information, sondern auch von Sicherheitsrisiken, ist eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen diesen beiden mit Abstand wichtigsten Akteuren der Weltpolitik unerläßlich. Ihre gemeinsamen ökonomischen und politischen Potentiale vor allem nach der Erweiterung der Europäischen Union sind überragend. 

Beide, die USA und Europa, müssen sich miteinander einlassen und auch bei Differenzen beachten, daß der Ton die Musik macht – so wie es Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und Klaus Kinkel immer getan haben.

Den Europäern fehlt es nicht an internationalem Potenzial, oft aber an strategischer Orientierung, an so etwas wie wirklichem „weltpolitischen Kalkül“. Sie brauchen die USA. Die Weltmacht USA braucht strategische Entlastung. Das emanzipierte Europa braucht den strategischen Partner Amerika.

Nach innen wie nach außen ist die FDP die klarste Alternative gegenüber Rot und Grün. Die Lufthoheit über den Kinderbetten hat nicht die SPD, Erziehung ist Recht und Pflicht der Eltern. Über das persönliche Budget entscheidet nicht Herr Müntefering, und unser Konto führt nicht Herr Eichel, das tun wir selbst. Im Betrieb entscheidet für uns nicht eine Gewerkschaft, sondern die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die Hochschulen wählt nicht die Zentrale Vergabestelle für Studienplätze aus, sondern die Studentinnen und Studenten. Das Einzelhandelsgeschäft öffnet und schließt nicht der Deutsche Bundestag, sondern der Eigentümer. Welche Ärzte Menschen aufsuchen, entscheidet nicht Frau Schmidt, sondern die Patienten. Menschen sind unterschiedlich und zugleich einzigartig. 

Wer Unterschiede leugnet, wer Talente nicht fördert, wer Leistung nicht belohnt, wer Neid schürt, der macht eine Gesellschaft nicht reich, sondern arm durch Gleichheit.

Es muß Schluß sein mit einer Politik, die Menschen mißtraut. Es ist allerhöchste Zeit für eine Politik, die den Menschen etwas zutraut. Rot-grüne Politik betreut Staatskunden, liberale Politik ermutigt Staatsbürger. Nur so kommt Deutschland wieder auf die Beine.

Alles Gute im Neuen Jahr!

